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Bundesland 

Niederösterreich 

Kurztitel 

NÖ Naturschutzgesetz 2000 

Kundmachungsorgan 

LGBl. 5500-11 

Typ 

LG 

§/Artikel/Anlage 

§ 10 

Inkrafttretensdatum 

01.01.2015 

Abkürzung 

NÖ NSchG 2000 

Index 

55 Naturschutz 

Beachte 

Bei vor dem 1.1.2015 geänderten Rechtsvorschriften wird als Inkrafttretensdatum der Erfassungsstichtag 
1.1.2015 angegeben. 

Text 

§ 10 

Verträglichkeitsprüfung 

(1) Projekte, 

- die nicht unmittelbar mit der Verwaltung eines Europaschutzgebietes in Verbindung stehen oder 
hierfür nicht notwendig sind und 

- die ein solches Gebiet einzeln oder in Zusammenwirkung mit anderen Plänen oder Projekten 
erheblich beeinträchtigen könnten, 

bedürfen einer Bewilligung der Behörde. 

(2) Die Behörde hat auf Antrag eines Projektwerbers oder der NÖ Umweltanwaltschaft mit Bescheid 
festzustellen, dass das Projekt weder einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder 
Projekten zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Europaschutzgebietes führen kann. Dabei sind 
bereits erfolgte Prüfungen in vorausgegangenen oder gleichzeitig durchzuführenden Verfahren zu 
berücksichtigen. 
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(3) Im Rahmen des Bewilligungsverfahrens hat die Behörde eine Prüfung des Projektes auf 
Verträglichkeit mit den für das betroffene Europaschutzgebiet festgelegten Erhaltungszielen, 
insbesondere die Bewahrung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der natürlichen 
Lebensräume und wildlebenden Tier- und Pflanzenarten in diesem Gebiet, durchzuführen 
(Naturverträglichkeitsprüfung). 

(4) Hat die Behörde aufgrund der Ergebnisse der Naturverträglichkeitsprüfung festgestellt, dass das 
Gebiet als solches nicht erheblich beeinträchtigt wird, ist die Bewilligung zu erteilen. 

(5) Hat die Behörde aufgrund der Ergebnisse der Naturverträglichkeitsprüfung festgestellt, dass das 
Gebiet als solches erheblich beeinträchtigt wird (negatives Ergebnis der Naturverträglichkeitsprüfung), 
hat sie Alternativlösungen zu prüfen. 

(6) Ist eine Alternativlösung nicht vorhanden, darf die Bewilligung nur erteilt werden, wenn das 
Projekt 

- bei einem prioritären natürlichen Lebensraumtyp und/oder einer prioritären Art aus zwingenden 
Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses im Zusammenhang mit der Gesundheit des 
Menschen, der öffentlichen Sicherheit oder maßgeblichen günstigen Auswirkungen für die Umwelt 
und nach Stellungnahme der Europäischen Kommission auch aus anderen zwingenden Gründen des 
überwiegenden öffentlichen Interesses 

- ansonsten aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher 
sozialer oder wirtschaftlicher Art 

gerechtfertigt ist (Interessenabwägung). 

(7) Dabei hat die Behörde alle notwendigen Ausgleichsmaßnahmen vorzuschreiben, um 
sicherzustellen, dass die globale Kohärenz von Natura 2000 geschützt ist. Die Europäische Kommission 
ist von diesen Maßnahmen zu unterrichten. 
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